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Ministerium für Energiewende, Klimaschutz,  
Umwelt und Natur 
 

18. Der Zweck heiligt nicht die Mittel: Klimaschutz durch 
Moorvernässung muss wirksam und ordnungsgemäß er
folgen 

 
Das Umweltministerium finanziert die Vernässung von Mooren 
zu Zwecken des Natur- und Klimaschutzes. Dafür hat es bei der 
Stiftung Naturschutz Schleswig-Holstein 2 Fonds mit insgesamt 
50,3 Mio. € eingerichtet. Die Fondsvermögen sollten zukünftig im 
Landeshaushalt transparent ausgewiesen werden.  
 
Die Stiftung hat bislang von den zur Verfügung gestellten Mitteln 
nur 27,7 Mio. € verausgabt - überwiegend für Flächenerwerb. Nur 
15 % der Gesamtausgaben wurden für Vernässungsmaßnahmen 
eingesetzt. Nur diese sind jedoch klimawirksam. 
 
Das Umweltministerium sollte so lange von neuen Zuweisungen 
an die Fonds absehen, bis die Stiftung die angesparten 23 Mio. € 
in konkreten Projekten klimawirksam verwendet hat.  
 
Nach der Klimaschutzplanung des Umweltministeriums soll suk
zessive erreicht werden, ab 2030 bis zu 700.000 Tonnen CO2 pro 
Jahr zu vermeiden. Diese Größenordnung ist in dem angestreb
ten Zeitraum bis 2030 unrealistisch.  
 
Das Umweltministerium muss die Ziele für den Klimaschutz rea
listisch setzen und bei der Umsetzung die haushaltsrechtlichen 
Vorgaben besser beachten. 
 

18.1 Moorschutz hat Tradition 
 
In Schleswig-Holstein gibt es 129.800 ha Moorböden. Davon wird ein 
Großteil entwässert und landwirtschaftlich genutzt. Entwässerte Moore 
stoßen jedoch klimaschädliche Treibhausgase aus, insbesondere Kohlen
dioxid (CO2). 
 
Seit den 70er-Jahren ist der Moorschutz Teil des staatlichen Naturschut
zes. Mit Programmen zum Schutz von Nieder- und Hochmooren, für den 
Arten- und Biotopschutz, den Gewässer- oder Klimaschutz hat er unter
schiedliche Schwerpunkte. Ein wesentliches Instrument war und ist dabei 
die Vernässung. 
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2009 hat das Umweltministerium bei der Stiftung Naturschutz Schleswig-
Holstein (Stiftung) einen Moorschutzfonds errichtet. Seitdem stattet das 
Umweltministerium den Moorschutzfonds jährlich mit Finanzmitteln in un
terschiedlicher Höhe aus. Die Stiftung setzt die Mittel zur Flächensicherung, 
z. B. durch Ankauf, Pacht und für Renaturierungsmaßnahmen ein. Der 
Moorschutzfonds sichert die mehrjährigen Planungen der Projekte finan-
ziell ab. 
 
Aktuell besitzt die Stiftung 8.400 ha Hoch- und 11.800 ha Niedermoorflä
chen. Bis 2025 wurden davon 2.600 ha Moorflächen vernässt. Insgesamt 
besitzt die Stiftung 38.900 ha für Naturschutzzwecke.1 
 
2019 hat das Umweltministerium das Programm „Biologischer Klimaschutz 
durch Moorschutz und Neuwaldbildung“ aufgelegt.2 Ziel ist, bis 2030 eine 
Minderung der CO2-Emissionen von 717.500 Tonnen CO2-Äquivalent pro 
Jahr (t CO2-Äq/Jahr) zu erreichen. Der Schwerpunkt des Programms liegt 
auf der Moorvernässung, insbesondere durch den Erwerb von Nutzungs
rechten an Flächen. Zur Finanzierung hat das Umweltministerium 2020 bei 
der Stiftung einen weiteren Fonds, den Fonds „Biologischer Klimaschutz“, 
errichtet. Seine Zweckbestimmung ist weitgehend deckungsgleich mit der
jenigen des Moorschutzfonds. Auch diesen zweiten Fonds stattet das 
Umweltministerium jährlich mit Mitteln aus. 
 
Zusätzlich zu den Projekten, die aus den beiden Fonds finanziert werden, 
fördert das Umweltministerium Einzelmaßnahmen auch direkt. 
 

18.2 Tatsächlichen Mitteleinsatz transparent machen  
 
Im Landeshaushalt waren im Haushaltstitel 1313.02.894 03 für den Moor
schutzfonds zwischen 2014 und 2024 insgesamt 7,7 Mio. € eingeplant. 
Tatsächlich hat das Umweltministerium mit 20,5 Mio. € fast das Dreifache 
verausgabt. Der Großteil der Mehrausgaben wurde durch naturschutzrecht-
liche Ersatzzahlungen finanziert. Diese müssen Verursacher von Schäden 
an der Natur leisten, wenn die Schäden nicht ausgeglichen werden können. 
 
Zudem waren im Landeshaushalt für den biologischen Klimaschutzfonds 
zwischen 2020 und 2024 in mehreren Haushaltstiteln insgesamt 13,0 Mio. € 
eingeplant. Tatsächlich hat das Umweltministerium auch hierfür mehr aus 
den betreffenden Haushaltstiteln verausgabt: Insgesamt 29,8 Mio. €. Die 
Mittel dafür stammen aus Ersatzzahlungen, der Landeswasserabgabe und 
nicht verausgabten Landesmitteln, die über Deckungsringe aus anderen 
Haushaltstiteln zugeführt worden sind. 

 
1 Vgl. Umdruck 20/3411. 
2 Vgl. LT-Drs. 19/2326. 
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Das Umweltministerium hat mehr als doppelt so viele Mittel für den Moor- 
und biologischen Klimaschutz durch Moorvernässung aufgewendet wie 
veranschlagt war. Das Vorgehen des Umweltministeriums ist haushalts
rechtlich zulässig, da die Deckungsringe ebenfalls Teil des vom Landtag 
beschlossenen Haushaltsgesetzes sind.  
 
Das Vorgehen ist jedoch angesichts der hohen Abweichung von den ver
anschlagten Mitteln intransparent. Dem Parlament war es als Haushalts
gesetzgeber aufgrund der unvollständigen Information nicht möglich, den 
Mitteleinsatz für den Moor- und Klimaschutz mit anderen Bedarfen im 
Landeshaushalt abzuwägen und zu entscheiden. 
 
Das Umweltministerium muss zukünftig die für den Moor- und biologischen 
Klimaschutz tatsächlich eingesetzten Mittel beziffern und die Ansparung in 
Fonds bei der Stiftung für das Parlament transparent ausweisen. Nur so 
kann das Parlament sein Budgetrecht ausüben und als Haushaltsgesetz
geber über den Bedarf an zusätzlichen Mitteln entscheiden.  
 
Das Umweltministerium hat angekündigt, die Erläuterungen der Haus
haltstitel anzupassen und zu verdeutlichen, aus welchen Titeln den beiden 
Fonds Mittel zugeführt werden. Außerdem sollen die Fondsvermögen zu
künftig ergänzend zum Wirtschaftsplan der Stiftung im Haushaltsplan aus
gewiesen werden. 
 

18.3 Bürokratie abbauen: Fonds zusammenlegen  
 
Der überwiegende Teil der Ausgaben aus dem Landeshaushalt für Moor- 
und biologischen Klimaschutz ist in 2 Fonds bei der Stiftung geflossen. Bis 
2024 hat das Umweltministerium den Moorschutzfonds aus einer Vielzahl 
von Haushaltstiteln mit 20,5 Mio. € und den Fonds „Biologischer Klima
schutz“ mit 29,8 Mio. € gespeist.  
 
Von den insgesamt zugewiesenen 50,3 Mio. € hat die Stiftung bis 2024  
lediglich 27,7 Mio. € (55 %) verausgabt. Zum 31.12.2024 beliefen sich die 
liquiden Mittel in beiden Fonds auf insgesamt 23 Mio. € einschließlich  
Zinsen. 
 
Sowohl der Moorschutzfonds als auch der Fonds „Biologischer Klima
schutz“ haben eine weitgehend deckungsgleiche Zweckbestimmung. Die 
Stiftung fördert aus beiden Fonds vergleichbare Projekte.  
 
Das Umweltministerium sollte den Moorschutzfonds auflösen. Er ist das 
Vorläufermodell für den Fonds „Biologischer Klimaschutz“. Insgesamt würde 
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eine Zusammenlegung der beiden Fonds die Verwaltung übersichtlicher 
und wirtschaftlicher gestalten. 
 
Das Umweltministerium weist daraufhin, dass die Fonds jeweils auf Ba
sis von Landtagsbeschlüssen eingerichtet wurden und unterschiedliche 
Zielsetzungen, Laufzeiten und Monitorings hätten. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Feststellung. Wenn vorherige Maßnahmen von 
weitgehend inhaltsgleichen, neuen Beschlüssen überholt werden, muss 
der Übergang geregelt werden. Doppelstrukturen mit intransparentem 
Ressourceneinsatz sollten nicht einfach fortgeführt werden. Dies ist un
wirtschaftlich. Hier ist ein Abbau bürokratischer Strukturen geboten. 
 

18.4 Mittelbedarf für Fonds nachvollziehbar belegen 
 
Das Umweltministerium hat den Fonds die Haushaltsmittel auf Anforde
rung der Stiftung und ohne Nachweis eines konkreten Bedarfs zugewie
sen. Die Stiftung hätte die Höhe ihrer Mittelanforderung mit dem Bedarf für 
konkrete Projekte oder ausreichend konkreten Projektplanungen belegen 
müssen. Die Zuweisung erfolgte jedoch pauschal und in der exakten Höhe 
der am Jahresende noch frei verfügbaren Mittel im Deckungsring des 
Haushaltskapitels für Naturschutz. So verhinderte das Umweltministerium, 
dass die Mittel dem Landeshaushalt am Ende des Haushaltsjahres zu
gutekamen. Dort hätten sie kreditmindernd wirken können.  
 
Es ist nachvollziehbar, dass mehrjährige Projekte wie die Vernässung von 
Mooren über den entsprechenden Zeitraum finanziell abgesichert werden 
müssen. Hierfür kann ein Fonds ein geeignetes Instrument sein. Zu einer 
ordnungsgemäßen Fondsverwaltung gehört jedoch auch eine angemes
sene finanzielle Planung des Mittelbedarfs.  
 
Nicht nachvollziehbar ist, warum das Umweltministerium regelmäßig Fonds 
mit Haushaltsmitteln speist, für die über mehrere Jahre hinweg zu knapp 
50 % kein konkreter Bedarf besteht. Gleichzeitig hat das Umweltministerium 
hierfür jährlich neue Mittel im Haushaltsplan veranschlagt. Dieses Vorge
hen verstößt gegen das Gebot der Haushaltswahrheit, da kein Bedarf für 
die zusätzlich geplanten Mittel bestand.  
 
Das Umweltministerium steht in der Pflicht, zukünftig die erforderlichen 
Ausgaben im Haushaltsplan für den Moor- und biologischen Klimaschutz 
so genau wie möglich zu schätzen. Nur so gewährleistet das Ministerium 
das Budgetrecht des Parlaments und stellt eine belastbare Entscheidungs-
grundlage für den Landeshaushalt bereit. 
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Im Hinblick auf die angespannte Haushaltssituation des Landes sollte das 
Umweltministerium die Zahlungen an die Fonds bei der Stiftung aussetzen, 
bis die in den Fonds angesparten Mittel - unter Berücksichtigung eines an 
realistischen Schätzungen gemessenen finanziellen Puffers - zweckent
sprechend verwendet worden sind. 
 
Das Umweltministerium und die Stiftung haben erstmalig im November 
2025 mittelfristige Bedarfsplanungen für den Fonds „Biologischer Klima
schutz“ und den Moorschutzfonds aufgestellt. Danach sollen die freien 
13 Mio. € im Fonds „Biologischer Klimaschutz“ 2025 vollständig verwendet 
werden. Die Zuweisungen an den Moorschutzfonds hat das Umweltminis
terium 2025 ausgesetzt.  
 
Der LRH bleibt bei seiner Feststellung. Zum 31.12.2024 enthielt der Fonds 
„Biologischer Klimaschutz“ 13 Mio. €. 2025 hat das Umweltministerium 
weitere 5,7 Mio. € zugewiesen. Von den insgesamt 18,7 Mio. € hat die Stif
tung 2025 tatsächlich nur 8 Mio. € verausgabt. Davon entfallen allein 
5 Mio. € auf das Klimapunkte-Verfahren. Damit war auch die Zuweisung 
2025 an den Fonds nicht erforderlich. 
 
Weiterhin betont das Umweltministerium, dass die in den Fonds einge
setzten zweckgebundenen Mittel aus naturschutzrechtlichen Ersatzgeldern 
und der Wasserabgabe nicht kreditmindernd im Landeshaushalt einge
setzt werden dürften. 
 
Der LRH weist darauf hin, dass die Mittel aus der Wasserabgabe dem 
Land zustehen und nur zu 70 % zweckgebunden zugunsten einer nachhal
tigen Gewässerbewirtschaftung verwendet werden müssen.1 Ihr Einsatz 
ist nicht auf den Moorschutz allein beschränkt. Die Mittel hätten auch 
zweckentsprechend an anderen Stellen im Landeshaushalt eingesetzt 
werden können. Dort hätten sie Landesmittel ersetzen können, sodass der 
Kreditbedarf des Landes entsprechend niedriger ausgefallen wäre. 
 

18.5 Umsetzbare Ziele im biologischen Klimaschutz setzen 
 
Ziel des Programms „Biologischer Klimaschutz“ des Umweltministeriums 
ist es, sukzessive bis 2030 jährlich die Treibhausgas-Emissionen um bis 
zu 717.500 t CO2-Äq zu mindern. Davon sollen 700.000 t CO2-Äq/Jahr 
durch vernässte Moore eingespart werden. Nach Angaben des Umweltmi
nisteriums sollen davon 414.000 t CO2-Äq/a auf bereits im Besitz der Stif
tung befindliche Moorflächen und deren Optimierung des Bodenwasser-

 
1 § 6 Abs. 3 Wasserabgabengesetz des Landes Schleswig-Holstein (LWAG) vom 

13.12.2013, zuletzt geändert mit Gesetz vom 13.12.2024, GVOBl. Schl.-H. S. 875, 924. 
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haushalts entfallen. Dabei bleibt unberücksichtigt, zu welchem Anteil diese 
Bestandsflächen bereits vernässt wurden. 
 
Weitere 286.000 t CO2-Äq/a sollen durch den Ankauf bzw. Nutzungsrechte 
für 8.000 ha Moorflächen eingespart werden.1 Um dies zu erreichen, 
müsste die Stiftung rechnerisch 800 ha pro Jahr für den Moorschutz ver
nässen. Die Realität ist davon weit entfernt: Von 2020 bis 2024 konnten 
lediglich insgesamt 703 ha gesichert werden und diese sind nur teilweise 
vernässt.  
 
Neben der langwierigen Flächensicherung steht auch die Priorisierung bei 
der Verwendung der eingesetzten Mittel einem wirksamen Klimaschutz 
entgegen: Die Stiftung hat zwischen 2009 und 2024 aus beiden Fonds 
insgesamt 16,9 Mio. € für Flächensicherung verausgabt. Das entspricht 
einem Anteil von 61 % an den Gesamtausgaben von 27,7 Mio. €. Vernäs
sungsmaßnahmen nehmen mit 4,12 Mio. € bzw. 15 % einen deutlich ge
ringeren Anteil ein. Die übrigen Ausgaben entfallen auf Personal- und 
Sachkosten, Gutachten und die Förderung Dritter.  
 
Erst wenn Vernässungsmaßnahmen vollständig umgesetzt sind, entfällt 
der Großteil des Ausstoßes von Treibhausgasen. Die Flächensicherung ist 
zwar eine Voraussetzung für bauliche Maßnahmen zur Vernässung, hat 
allein aber nur geringe positive Wirkungen auf den Klimaschutz. Der Aus
gabenschwerpunkt der Stiftung auf der Flächensicherung ist daher im Hin
blick auf einen zeitlich drängenden und wirksamen Effekt für den Klima
schutz kritisch zu sehen.  
 
Das Umweltministerium sollte zusammen mit der Stiftung prüfen, wie die 
für den Moor- und biologischen Klimaschutz verfügbaren Mittel wirksamer 
für den Klimaschutz eingesetzt werden können.  
 

18.6 Flächenerwerb zu Höchstpreisen stoppen 
 
Die Stiftung strebt die Sicherung von jährlich 800 ha Moorflächen an. Da
für möchte sie auf dem Bodenmarkt mit ihren Kaufofferten zum Zuge 
kommen und bietet daher regelmäßig Preise oberhalb der üblichen Markt
preise.  
 
Um Preise oberhalb der üblichen Marktpreise begründen zu können, hat 
die Stiftung zusammen mit dem Umweltministerium das sogenannte Klima-
punkte-Verfahren entwickelt. Dabei wird die Einsparung von Treibhausgas- 
Emissionen durch Vernässung der jeweiligen Fläche nach einem wissen

 
1 Vgl. LT-Drs. 19/2326. 
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schaftlichen Verfahren bestimmt und mit 40 €/t CO2 bewertet. Mit Ver
tragsabschluss treten die Flächeneigentümer für 30 Jahre ihre Nutzungs- 
und Vernässungsrechte an die Stiftung ab. Sie können zusätzlich auch 
das Eigentum an der Fläche gegen Zahlung eines Restwerts vollständig 
auf die Stiftung übertragen.  
 
Seit 2021 bis einschließlich März 2025 hat die Stiftung insgesamt 285 Ver
träge nach dem Klimapunkte-Verfahren abgeschlossen. Für insgesamt 
9,74 Mio. € konnten 585 ha gesichert werden. Die angebotenen Preise  
lagen deutlich über den üblichen Preisen: 
 
Der im Klimapunkte-Verfahren 2025 angebotene Preis für Unland von 
durchschnittlich 14.429 €/ha liegt um das Fünffache über dem förderfähigen 
Regelpreis von 3.000 €/ha, den das Umweltministerium außerhalb des 
Klimapunkte-Verfahrens für Unland anbietet. Unland sind Flächen, die 
landwirtschaftlich nicht genutzt werden können.  
 
Für Grünland hat die Stiftung 2025 nach dem Klimapunkte-Verfahren 
durchschnittlich 25.755 €/ha gezahlt. Außerhalb des Klimapunkte-Verfah-
rens hat das Umweltministerium den Grünlanderwerb zuletzt mit durch
schnittlich 15.156 €/ha zu 100 % gefördert. Der Abstand zwischen beiden 
Preisen beträgt 10.599 €/ha.  
 
Eine Prüfung der Angemessenheit des Kaufpreises nach dem Klimapunkte-
Verfahren findet nicht statt. Dies verstößt gegen haushaltsrechtliche Vor
gaben. Bei der nutzungsweisen Überlassung von Grundstücken sind die 
besonderen Regelungen des § 64 LHO zu beachten.1 Danach sind die 
Grundsätze sparsamer und wirtschaftlicher Haushaltsführung im Liegen
schaftsverkehr stets zu beachten. Bei Erwerb ist als Kaufpreis grundsätz
lich nicht mehr als der volle durch Wertgutachten ermittelte Wert zu ver
einbaren. Erfordert es das Interesse des Landes, ausnahmsweise einen 
höheren Kaufpreis zu akzeptieren, sind die Gründe aktenkundig zu ma
chen.2 Das Klimapunkte-Verfahren mit flächendeckend überhöhten Kauf
preisen fällt nicht unter diese Ausnahmeregelung.  
 
Das Umweltministerium hat den Flächenerwerb nach dem Klimapunkte-
Verfahren mit dem Finanzministerium abgestimmt. Das Finanzministerium 
hat zugestimmt, dass weitere Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen für den Ein-
satz des Verfahrens nicht erforderlich seien. 
 
Dies verstößt gegen haushaltsrechtliche Bestimmungen zur Wirtschaftlich
keit und Sparsamkeit. Danach sind für alle finanzwirksamen Maßnahmen 

 
1 Ziff. 6 Verwaltungsvorschriften zu § 63 LHO. 
2 Ziff. 2.3 Verwaltungsvorschriften zu § 64 LHO. 
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angemessene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen nach den Vorgaben der 
Landeshaushaltsordnung durchzuführen.1 
 
Bei der Entscheidung über die Anwendung des Klimapunkte-Verfahrens 
hätten das Umweltministerium und das Finanzministerium die damit ver
bundene Belastung für den Haushalt berücksichtigen müssen: Um die 
nach dem Programm „Biologischer Klimaschutz“ innerhalb von 10 Jahren 
angestrebte Gesamtfläche von 8.000 ha Moor zu sichern, sind nach dem 
Klimapunkte-Verfahren mehr als 133 Mio. € erforderlich.  
 
Die Flächensicherung zu Marktpreisen wäre nur halb so teuer. 
 
Hinzu kommen die Baukosten für die Vernässung, ohne die die Treibhaus-
gase nicht reduziert werden können. Die Kosten für die Vernässung be
wegen sich laut Stiftung bei durchschnittlich 20.000 €/ha. Für 8.000 ha 
Moorfläche, die für die insgesamt angestrebte CO2-Reduktion erforderlich 
sind, betragen die Vernässungskosten danach 160 Mio. €.  
 
Das Umweltministerium teilt die Einschätzung des LRH nicht. Das  
Entgelt, welches sich am Klimaschutzpotenzial orientiere, werde für die 
Übertragung der Nutzungs- und Vernässungsrechte gezahlt, nicht für das 
Übertragen des Eigentums durch einen Ankauf. Der Bezug zu § 64 LHO 
sei bezüglich des Entgelts nicht passend, da es keinen Kaufpreis darstelle. 
Ein geeignetes Verfahren zur Prüfung der Angemessenheit des Klima
punkte-Entgelts werde erarbeitet. Die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung des 
Klimapunkte-Verfahrens werde ebenfalls nachgeholt. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Feststellung. Wenn das Umweltministerium 
dauerhaft von den Vorgaben der LHO abweichen möchte, braucht es hier
für ein geordnetes und transparentes Verfahren. 
 

18.7 Kosten des biologischen Klimaschutzes realistisch planen 
 
Nach den Berechnungen des LRH werden sich die Kosten für die Umset
zung des biologischen Klimaschutzes durch Moorvernässung zwischen 
2020 und 2030 ohne Berücksichtigung von Kostensteigerungen auf ins-
gesamt 293 Mio. € belaufen. 
 
In der Landesstrategie zur Sicherung der biologischen Vielfalt (Biodiversi
tätsstrategie/Kurs Natur 2030)“2 hat das Umweltministerium 2021 hinge
gen die Kosten für den biologischen Klimaschutz mit dem Klimapunkte-
Verfahren mit 35,4 Mio. € bis 2030 angegeben. 

 
1 § 7 Abs. 2 Satz 1 LHO mit zugehörigen Verwaltungsvorschriften. 
2 Vgl. LT-Drs. 19/3266, S. 131. 
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Insgesamt liegen die tatsächlich anfallenden Kosten für die Umsetzung 
des Programms „Biologischer Klimaschutz“ um mehr als 250 Mio. € über 
den gegenüber dem Parlament bezifferten Kosten. 
 
Das Umweltministerium muss die Flächensicherung für die Moorvernäs
sung umgehend haushaltsrechtskonform ausgestalten, eine ordnungsge
mäße Wirtschaftlichkeitsbetrachtung für das Klimapunkte-Verfahren durch
führen und die Angemessenheit der Kaufpreise nach den üblichen Maß-
stäben für Angemessenheitsgutachten belegen. 
 
Außerdem muss es seine Berichterstattung an das Parlament in Überein
stimmung mit der tatsächlichen Umsetzung und ihren Kosten bringen, den 
möglichen Beitrag des biologischen Klimaschutzes zum Klimaschutz rea
listisch beziffern und den finanziellen Aufwand für das Programm biologi
scher Klimaschutz im Landeshaushalt einschließlich der in den Fonds bei 
der Stiftung angesparten Mittel transparent darstellen. 
 
Das Umweltministerium weist daraufhin, dass die Kosten für Moorver-
nässungen von 293 Mio. € Maximalwerte darstellten. 
 
Der LRH stützt sich bei seiner Kostenberechnung auf Angaben der Stif
tung zu aktuellen Baukosten für Moorvernässungen. Darin waren abseh
bare Baukostensteigerungen noch nicht enthalten. 
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